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Kapitell 

Einleitung 

I. Allgemeines 

1. Zu dieser Arbeit 

Die Fragen, die in dieser Arbeit untersucht werden, gewinnen in einer Zeit an 
Bedeutung, in der Arbeitnehmer immer weniger Zeit im Arbeitsverhältnis 
verbringen. Für die meisten ist als Folge verkürzter Arbeitszeit die Freizeit 
stetig gewachsen. Andere nehmen diese Entwicklung zum Anlaß, ihr insoweit 
brachliegendes Arbeitspotential in selbständiger Tätigkeit oder im Rahmen ei-
ner anderen vertraglichen Bindung, sei es Arbeitsvertrag oder Dienstvertrag, zu 
nutzen. Der Raum fiir außerdienstliches Verhalten von Arbeitnehmern hat sich 
auf diese Weise nicht nur objektiv vergrößert, er ist vor allem vielfältiger 
geworden. Schon dadurch dürften sich einige Fragen anders als früher stellen 
und beantworten. Neben diesen großen empirischen Veränderungen, die das 
Objekt "Außerdienstliches Verhalten" selbst betreffen, sind auch Rechtsände-
rungen zu beachten, die rur die Bewertung und Einordnung bedeutsam sind. 
Hier kommt vor allem der rechtlichen Entwicklung Gewicht zu, die sich in der 
stärkeren Beachtung der Grundrechte im Bereich des Zivilrechts zeigt. J Beides 
zusammen, die tatsächliche Veränderung und die Neujustierung zwischen 
Verfassungs- und Zivilrecht sind hinreichender Grund fiir eine juristische 
Untersuchung des Themas. Dies gilt um so mehr, als eine systematische 
Bearbeitung des Gesamtproblems des außerdienstlichen Verhaltens von Ar-
beitnehmern schon mehr als ein viertel Jahrhundert zurückliegt? 

Die vorliegende Arbeit versucht, vor einer Beantwortung von Einzelfällen 
dogmatische Anknüpfungspunkte herauszuarbeiten, die eine Richtschnur fiir die 
Behandlung der mannigfachen Fallvariationen bilden sollen. Von der Auf-
stellung einer Formel, unter die fiir das Arbeitsverhältnis relevantes außer-

J Siehe nur zur Bürgschaft BVerfGE 89, S. 214ff; zur Haftung des Arbeitnehmers 
BAG GS, AP Nr. 103 zu § 611 BGB -Haftung des Arbeitnehmers-. 

2 Daum, Außerdienstliche Verhaltenspflichten von Arbeitnehmern, München 1969. 
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dienstliches Verhalten subsumiert werden kann, wurde jedoch Abstand 
genommen. Denn sie könnte aufgrund der Vielfalt der denkbaren Sachverhalte 
nur generalklauselartig formuliert werden und damit lediglich grobe, fUr den 
Einzelfall letztlich nicht weiterfUhrende Anhaltspunkte fUr die Beantwortung 
der Frage nach der Relevanz geben. 

2. Abgrenzung 

Mit außerdienstlichem Verhalten ist das in zeitlich und räumlicher Hinsicht 
außerhalb der Arbeitsleistung liegende Verhalten gemeint. Insofern bleibt von 
der Untersuchung die Problemgruppe "Schutz der Privatsphäre des Arbeit-
nehmers im Betrieb, z. B. Kleiderordnung, politische Meinungsäußerung etc." 
ausgenommen. 

Auch die spezielle Problematik des außerdienstlichen Verhaltens kirchlicher 
Mitarbeiter wird nicht behandelt, selbst wenn Fallgruppen aus diesem Bereich 
(wie z. B. die Kündigung der geschiedenen Kindergärtnerin, die erneut heiratet) 
zumeist als erstes mit dem Thema der Arbeit assoziert werden. Hier spielt 
jedoch die verfassungsrechtliche Stellung der Kirchen eine so entscheidende 
Rolle, daß dieses Thema in einer auf das Individualarbeitsrecht ausgerichteten 
Arbeit einen Fremdkörper darstellen würde, welchem man sich aufgrund ganz 
anderer Prämissen nähern müßte.3 Dies zeigt sich bezüglich des außerdienst-
lichen Verhaltens darin, daß es nach der Rechtsprechung des BVerfG allein den 
Kirchen und nicht den Gerichten zusteht, über die Inhalte und die Abstufungen 
der besonderen Loyalitätsbindungen der kirchlichen Mitarbeiter zu ent-
scheiden.4 

Im Gegensatz dazu ist die Entscheidung eines nichtkirchlichen Arbeitgebers, 
daß das außerdienstliche Verhalten eines Arbeitnehmers fUr das Arbeitsver-
hältnis Relevanz hat und nachteilige Konsequenzen nach sich ziehen muß, von 
den Gerichten voll überplÜtbar. Für den kirchlichen Bereich fällt somit der 
größte Teil der Problematik fort, da die Kirchen den Umfang der außer-
dienstlichen Verhaltenspflichten selbst bestimmen dürfen. 

Auch die Arbeitsverhältnisse im öffentlichen Dienst sind nicht Gegenstand 
der Untersuchung, soweit es politische Aktivitäten der Arbeitnehmer betrifft, da 
hier die Tatsache, daß der Staat Arbeitgeber ist, gerade in verfassungs-
rechtlicher Hinsicht wiederum ganz andere Anforderungen an das Verhalten 
von Arbeitnehmern stellt als in Arbeitsverhältnissen der Privatwirtschaft. 

3 Rüthers, NJW 1986, S. 356tf, bezeichnet das Kirchenarbeitsrecht zurecht als 
Sonderdisziplin. 

4 BVerfDE 70, S. I 38tf. 
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Positiv fonnuliert wird die vorliegende Arbeit das außerdienstliche Verhalten 
von Arbeitnehmern in Arbeitsverhältnissen der privaten Wirtschaft (ein-
schließlich der verfassungsrechtlich geschützten Tendenzbetriebe) behandeln. 

3. Gang der Untersuchung 

Die Arbeit ist in vier Kapitel untergliedert: 

Das erste Kapitel fUhrt in die Thematik ein und gibt einen kurzen ge-
schichtlichen Überblick über die Bedeutung außerdienstlichen Verhaltens im 
Laufe der Geschichte des Dienst- bzw. Arbeitsvertrags. 

Im zweiten Kapitel werden zunächst allgemeine schuldrechtliche Grundsätze 
und arbeitsrechtliche Besonderheiten daraufhin untersucht, inwiefern sie eine 
Rechtfertigung rur die Annahme außerdienstlicher Verhaltenspflichten liefern 
können. Im folgenden befaßt sich das Kapitel mit den Kriterien der Be-
triebsbezogenheit und des Einwirkens der Grundrechte beider Vertragsparteien, 
die zur Eingrenzung und Bestimmung der Relevanz außerdienstlichen 
Verhaltens herangezogen werden müssen. Hinsichtlich der Betriebsbezogenheit 
wird die Fonnulierung der Rechtsprechung und h. M., das Arbeitsverhältnis 
müsse konkret beeinträchtigt sein, kritisch beleuchtet und geprüft, ob nicht die 
Gefahr einer konkreten Beeinträchtigung in bestimmten Fällen ausreicht. Das 
Einwirken der Grundrechte wird am Beispiel des Grundrechts auf Meinungs-
freiheit des Arbeitnehmers und der damit konkurrierenden Grundrechte des 
Arbeitgebers dargestellt. Anschließend werden im dritten Teil des zweiten 
Kapitels die wegen ihres verstärkten verfassungsrechtlichen Bezugs eine 
Sonderstellung genießenden Tendenzarbeitsverhältnisse behandelt. 

Das dritte Kapitel befaßt sich mit den Rechtsfolgen, die außerdienstliches 
Verhalten rur das Arbeitsverhältnis haben kann. Erörtert werden Unterlas-
sungsansprüche, Schadensersatzansprüche sowie die verhaltens- und personen-
bedingte Kündigung. 

Das vierte Kapitel untersucht die Möglichkeiten, den gesetzlichen Pflich-
tenkreis außerdienstlichen Verhaltens durch Einzelvertrag, Tarifvertrag, 
Betriebsvereinbarung und Direktionsrecht zu erweitern. 

Zuletzt werden die Ergebnisse dieser Arbeit zusammengefaßt. 


